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Al. 360. 


Vom Landtage. 


11. Sitzung des Herrenhanſes. 


Berlin, 23. Mai, 11 Uhr. Am Miniſtertiſche Dr. Falk, Camp⸗ 
1 5 Miniſterialdirektor Förſter, Geheimräthe Lucanus, Herz- 
ru 


Das Abonnement auf dieſes täglich drei Mal er⸗ 
ſcheinende Blatt beträgt vierteljährlich für die Stadt 
Poſen 4% Mark, für ganz Deutſchland 5 Mark 45 Pf. 
Veſtellungen nehmen alle Poſtanſtalten des deut⸗ 

ſchen Reiches an. 


kachdem zunächſt das neu eingetretene Mitglied Fürſt Blücher 
von Wahlſtatt den vorgeſchriebenen Eid auf die Verfaſſung geleiſtet, 
tritt das Haus in die Spezialberathung der evangeliſchen 
Kirchen verfaſſung ein. 5 ’ in 

Die erſten ſieben Artikel werden dem Antrage der Kommiſſion 
gemäß in Aa neren Faſſung der Abgeordnetenhausbeſchlüſſe an⸗ 
genommen. a 3 5 . 

Art. 8 lautet nach den Kommiſſionsbeſchlüſſen: 

In dem Regulativ für die vereinigten Kreisſynoden der Haupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Berlin kann denſelben das Recht beigelegt werden, 
1) über die Veränderung, Aufhebung oder Einführung allgemeiner 
Gebührentaxen für alle Gemeinden Beſchluß zu faſſen; 2) allgemeine 
Umlagen auszuſchreiben, und zwar: a) Behufs Erſatz für die aufzu⸗ 
hebenden Stol,ebühren, b) zur Gewährung von Beihülfen an ärmere 

arochlen behufs Befriedigung dringender kirchlicher Bedürfniſſe. 
Gol die Umlage für dieſen letzteren Zweck fünf Prozent der Summe 
der von den pflichtigen Gemeindegliedern jährlich an den Staat 
zu entrichtenden Perſonalſteuern (Klaſſen- und Einkommenſteuer, 
überſteigen, ſo bedarf es der Genehmigung der Miniſter der 
eiſtlichen Angelegenheiten, der Finanzen und des 
Sun Die Umlagen müſſen gleichzettig in allen Gemeinden nach 
gleichem Maßſtabe erhoben werden, und gilt für den Repartitionsfuß 
die Vorſchrift des $ 31 Nr. 6 der Kirchengemeinde⸗ und Synodalord⸗ 
nung vom 10. September 1873. Auf die Beſchlüſſe über ſolche Um⸗ 
lagen findet Artikel 3, Abſatz 3, 4 des Geſetzes vom 25. Mai 1874 
Anwendung. 3) Eine Synodalkaſſe für die Einnahme und Verwen⸗ 
dung der ausgeſchriebenen Umlagen zu errichten. Zur Uebertragung 
der in dieſem Geſetze den Provinzialſynoden zugeſtandenen Rechte auf 
die demnächſt zu bildende Provinzialſynode Berlin bedarf es eines 
es. 5 
Sago eſeler beantragt in Nr. 2 ſtatt „fünf Prozent“ „drei 
Prozent“ zu ſetzen; ſowie ſtatt „der Genehmigung der Miniſter der 
geiſtlichen Angelegenheiten, der Finanzen und des Innern“ zu ſagen: 
der Genehmigung des Staatsminiſteriums“. (Die Faſſung 
des Art. 8 nach den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes hatte an 
Stelle der Nr. 2 dieſes Beſeler' ſchen Ankrages die Worte „der Ge— 
mähen durch Staatsgeſetz“.) 1 f 
iniſterialdirektor Dr. Förſter: Man kann darüber ſtreiten, 
ob der Satz von 3 oder 5 Prozent der angemeſſenere oder richtigere 
Sehr wahrſcheinlich iſt allerdings, daß der Satz von 3 Prozent 
iedriger fein wird, ja daſß man ſelbſt mit 5 Prozent nicht 
wünſchenswerthen Bedürfniſſe wird befriedigen können. Wünſchens⸗ 
werth wäre es daher, wenn wir den höheren Satz von 5 Prozent in 
dieſem Geſetze feſthalten können; doch ſtellt die Regierung die Ent⸗ 
cheidung dieſer Frage dem Ermeſſen des Hauſes anheim. Auf einen 
unkt aber legt die Regierung ein beſonders hohes Gewicht und muß 
dringend wünſchen, da hierin die Beſchlüſſe des Abgeordnetenhauſes 
beibehalten werden, das iſt die 8 daß, wenn dieſer 1 
zentſatz überſchritten wird, dies nur mit ſtaatsgeſetzlicher Genehmi⸗ 
ung geſchehen kann. Es hieße das Zustandekommen ernſtlich ge⸗ 
äährden, wenn in dieſem Punkte die Kommiſſtonsbeſchlüſſe angenom⸗ 
men wülrden. Die Staatsgeſetzgebung muß hier not Gegenſtünde. 
reifen. Es handelt ſich ja eineswegs um unbedeutende Gegenſtände. 
In Art. 16 iſt beſtimmt, daß die ſtaatsgeſetzliche Genehmigung erfor⸗ 
derlich iſt bei allen landes⸗ oder provinzialkirchlichen Steuerumlagen, 
die den betreffenden Prozentſatz züberſchreiten. Nun iſt aber eine 
Kirchenſteuer, die über ganz Berlin geht, in ihrer Wirkung vollkom⸗ 
men gleichzuachten einer provinziellen Kirchenſteuer. Es wäre alſo 
ein thatſächlicher inge gegen den Inhalt des Art. 16, wenn 
hier nicht eine analoge Beſtimmung angenommen würde. 

Prof. Beſe ler: Den Ausführungen des. Regierungs-Kom⸗ 

miſſars habe ich nur in Bezug auf den eriten, Theil meines Antrages 
inzuzufügen, daß bei dem von der Kommiſſion beantragten höheren 
ee des Prorentjates die begründete Befürchtung beſteht, 
freiwilligen Liebesgaben für die Kirche zurückgehen und die 


Vetſuchung zum Austritt aus der Kirche in hohem Maße verſtärkt 


= 


durch Veſte 
ur 
Parochſen ſcheitert. 


nimmermehr die Landesvertretung ſein, eine legislatoriſche 
Inſtanf die ihrer Natur nach über die Brage 


chlägt. 

t⸗Pilſach iſt gleichfalls der Anſicht, daß es 
e an einem Satze unter 5 Prozent e 
men, er fürchtet andernfalls eine erhebliche Schädigung der evangeli- 


ſchen Kirche. 8 a N 
2 Dr. Förſter weiſt Herrn v. Kleiſt-Retzow 
e e daß bisber die einzelnen Kirchengemeinden ſchon 
die Befugniß hatten, für ſich zu kirchlichen Zwecken Umlagen auszu⸗ 
ſchreiben, der ee Grund des Art. 8 5 alfo nicht darin, daß 
die Ausführung kirchlicher Zwecke häufig dur „den Widerspruch frem⸗ 
der, ſelbſtbegüterter Gemeinden unmöglich werde. Generglſtagtsan⸗ 
walt Meder beſtreitet dieſe angebliche Befugniß der Gemeinden, 
erkennt ebenſo auch eine rechtliche Notwendigkeit nicht, an, daß eine 
Erhöhung des Ae due e oentſase für die Umlagen nur 
aatsgeſetz erfolgen dürfe. AS ; 
. zur Lippe leugnet dieſe Nothwendigkeit ebenfalls und em⸗ 
pfiehlt, dem Antrag Beſeler entſprechend, die Genehmigung ſolcher 
Umlagen durch das Staatsminiſterium vorzuschreiben. Graf K va fr 
fo tritt dieſem Vorſchlage bei, zumal die beiden Häuſer des Yand- 
lages, denen nach den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes dieſe Auf⸗ 
abe zufalle, ſchon Pd mit Arbeiten belaſtet ſeien und für die 
ebenſo wie für die Engländer der Satz gelte: time is money 
Nach kurzem Vortrage des Berichterſtatters wird hierauf der An⸗ 
trag Beſeler in ſeinen beiden Theilen (der erſtere anſtatt „fünf“ Pro⸗ 
denf „drei“ Prozent zu ſetzen, bei Zählung mit 41 gegen 37 Stimmen) 


— —— — 


Abend = Ausgane; 


Mittwoch, 24. Mai 
— 


angenommen, und Art. 8 in der demgemäß modifizirten Faſſung der 
Kommiſſionsbeſchlüſſe genehmigt. 

Art. 9. lautet in der Kommiſſionsfaſſung: 5 5 

In anderen Orthſchaften, die mehrere unter einem gemeinſamen 
Pfarramt nicht verbundene Parochien umfaſſen, können die im Artikel 
8 bezeichneten Zwecke auf den Antrag aller oder der Mehrheit der Pa⸗ 
rochien im Sinne des Artikel 4 des Geſetzes vom 25. Mai 1874 für 
gemeinſame Angelegenheiten durch das Konſiſtorium erklärt werden. 

eim Widerſpruch der Vertretung auch nur einer Parochie kann dies 
nur unter Zuſtimmung der Provinzialſynode geſchehen. 5 

(Das Abgeordnetenhaus hatte folgende Faſſung beſchloſſen: In 
anderen Ortſchaften können die in Artikel 8 bezeichneten Zwecke auf 
den übereinſtimmenden Antrag der Vertretung aller oder mehrerer 
Parochien derſelben Ortſchaft im Sinne des Artikel 4 des Geſetzes vom 
25. Mai 1875 171 gemeinſame Angelegenheiten erklärt werden.) 3 

Prof. Beſeler beantragt, die Faſſung des Abgeordnetenhauſes 
wiederherzuſtellen; jedoch vor den Worten „für gemeinſame“ hinzuzu⸗ 
fügen „durch das Konſiſtorium.“ 

Referent v. Goßler: In der Kommiſſion ſei mehrfach befür⸗ 
wortet worden, für die Mißstände, die ſich in vielen großen Städten 
vorfänden, in ähnlicher Weiſe Abhilfe zu ſchaffen, wie dies durch Art. 
8 für Berlin geſchehen ſei. Es wurde hervorgehoben, daß es unmög⸗ 
lich ſei, in einem Theile der Stadt Umlagen zu erheben, in einem an⸗ 
deren nicht. Es ſei dafür auch der weitergehende kirchliche Geſichts⸗ 
punkt geltend zu machen, daß dem 1 gegenüber zur Berathung 
und Beſchlußnahme über gemeinſame kirchliche Angelegenheiten eine 

eeinigte Vertretung aller Kirchengemeinden der Stadt, eine Reprä⸗ 
entation der Geſammt⸗Gemeinde geſchaffen werden müſſe. Wenn aber 
hierzu die Uebereinſtimmung aller oder mehrerer Parochien nöthig und 
der unberechtigte Widerſpruch nicht durch Beſchluß der Majoritäk un- 
ter Zuſtimmung der Provinzialſynode oder des Provinzialſynodal⸗ 
Vorſtandes zu brechen ſein ſolle, dann ſei die Beſtimmung ohne jeden 
praktiſchen Werth. Dafür 1 8 auch im Prinzip die Vorſchriften 
der 88 2 und 57 der Synodalordnung; die konkreten Verhältniſſe, die 
Gründe der Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit müßten hier allein 
i Entſcheidung bilden. Aus dieſen Erwägungen ſei die 
jetzige Faſſung des Art. 9 entſprungen. 5 i 
Oberbürgermeiſter v. Voß unterſtützt dringend die Beſchlüſſe der 
Kommiſſion, da die e des Abgeordnetenhauſes lediglich 
die Verhältniſſe Berlins im Bine hätten und auf andere Gemeinden, 
beiſpielsweiſe auf ſeine Vaterſtadt Halle in keiner Weiſe paßten. 

Prof. Dr. Beſeler: Nach der Kommiſſionsfaſſung würde 
man eine Parochialgemeinde zwingen können, für Zwecke, die ihr nicht 
mit einer anderen Gemeinde gemeinſam ſind, ihr Vermögen herzu⸗ 
geben. Man hält dies aus Nützlichkeitsrückſichten für geboten; aber 
ich kann nicht zugeben, daß aus ſolchen Gründen die u 
einer natürlichen oder juriitiichen Perſon — wie die Kir 


engemeinde 
iſt — verletzt werden. Ich muß Sie deshalb bitten, d u Bei 
des Aberoldne ee und ac an en 515 


ſatze: „durch das Konſiſtorium“ zuzuſtimmen. Dieſer Zuſatz iſt durch⸗ 
aus nicht unwirkſam, da durch 100 den Beſchlüſſen der Parochie eine 
höhere Genehmigung gegeben wird. 5 5 
Miniftertaldireftor Dr. Förſter: Ich bitte Sie, das Amen⸗ 
dement des Dr. Beſeler anzunehmen, obgleich ich ſeinen Deduktionen 
nicht nach jeder Richtung hin beitreten kann. Die Einführung eines 
Zwangsrechts iſt nur dann zu geſtatten, wenn ein Nothſtand vorliegt. 
Dafür ſoll aber dieſer Artikel keine Vorſorge treffen, denn auch, ohne 
einen ſolchen können ſich von 5 Gemeinden leicht 3 zur Befriedigung 
gemeinſamer Bedürfniſſe vereinigen. Ich halte es für das allein 
Richtige, dem Beſchluſſe des Abgeordnetenhauſes beizuſtimmen und 
die Profeſſhr Bee abzulehnen. 2 
Profeſſor Dr. Schulze: Ich muß doch erklären, daß der Pa⸗ 
vagraph in der Faſſung des Abgeordnetenhauſes mir nicht für alle 
Verhältniſſe ausreichend erſcheint. In Breslau iſt es beiſpielsweiſe 
dringend erwünſcht, lich ſelbſt gegen den Widerſpruch einer einzelnen 
Gemeinde zum öffentlichen Wohle der Geſammtvertretung ein Beſteue⸗ 
rungsrecht nach allgemeinen Grundsätzen gegeben werde. Es handelt 
ſich hier durchaus nicht um einen Eingriff in das Privatrecht oder in 
die Vermögensrechte der Kirche, ſondern um das öffentliche Recht einer 
Kirchenſteuer. Und dies ſcheint mir der Kommiſſionsantrag beſſer zu 
ordnen. Jetzt, wo wir daran arbeiten, unſere Kirchenverfaſſung or⸗ 
ganiſch aufzubauen, da muß auch der höhere kirchliche Körper im In⸗ 
tereſſe der Geſammtvertretung eine höhere Autonomie aufſtellen kön⸗ 
nen. 58 bitte Sie daher, dem Kommiſſionsantrage ihre Zuſtimmung 
zu geben. 1 5 5 | 
In namentlicher Abſtimmung wird hierauf mit 46 gegen 44 Stim⸗ 
men Art. 9 in der Faſſung der Kommiſſionsvorſchläge angenommen. 
Art. 10—12 werden ohne Debatte angenommen. 1 s 
In Art. 13 lautet Abſatz 2 abweichend von den Beſchlüſſen des 
Abgeordnetenhauſes: „Bevor ein von einer Provinzialſynode oder von 
der Generalſynode beſchloſſenes Geſetz dem Könige zur Sanktion vor⸗ 
elegt wird, iſt durch eine om. des Staatsminiſteriums feſtzu⸗ 
tellen, daß gegen das Geſetz von Staatswegen Nichts zu erinnern 
iſt. In der Verkündigungsformel iſt dieſe Feſtſtellung zu erwähnen.“ 
Graf Vork v. Wartenburg wünſcht ſtatt der Worte „daß ge⸗ 
gen das Geſetz von Stagtswegen Nichts zu erinnern ift“, zu A 
daß das Geſetz gegen die Rechtsordnung des Staates nicht verſtößt.“ 
Berichterſtatter v. Goßler empfiehlt die Faſſung der Kommiſſion. 
Graf Mork: Ich habe gegen das Prinzip der Prävention, das 
der $ 13 ausſpricht, Nichts zu erinnern. Aber ich finde die Beſtim⸗ 
mung, daß gegen das Geſetz „von Staatswegen Nichts zu erinnern 
ſei“, zu unbeſtimmt. Mein Amendement präziſirt, worauf es ankom⸗ 
men ſoll. Der Ausdruck „von Staatswegen“ giebt keine Garantie, 
daß nicht die Staatsminifter in innerlich kirchliche Dinge ſich einmi⸗ 
ſchen oder willkürliche Beſchlüſſe faſſen und nur, wenn ſie ſelbſtändig, 
wenn ſie frei iſt, kann unjere Kirche die ſchweren Hinderniſſe der jetzi⸗ 
gen Lage überwinden. Mein Amendement ſtellt ſich ſo zu ſagen un⸗ 
ter das Geſetz. Es bindet den Widerſpruch des Miniſters an „den 
Komp Geſetze und geſetzliche Verordnungen“. - 5 
Miniſterialdirektor Dr. Förſter: Die Staatsregierung iſt 
mit dem Amendement Pork nicht einverſtanden, fie findet feine Defi⸗ 
nition des Ausdrucks „Rechtsordnung“ nicht richtig und legt, abge⸗ 
ehen davon auch darauf Gewicht, daß fie kirchliche Geſetze unter 
Umſtänden auch dann müſſe zurückweiſen dürfen, wenn ſie nicht 
gegen Geſetze oder geſetzliche Verordzungen verſtoßen. Die Generals 
Kane feibit erklärte ſich mit der Faſſung „von Staatswegen“ ein⸗ 
verſtanden. ; 92 AR 
v. Kleift-Nekomw: Der Art. 13 iſt derjenige, der die Kirche 
am meiſten ſchädigt. Ich bitte wenigſtens in feiner Faſſung vorſich⸗ 
tig zu ſein. Der Artilel verhindert, daß die Wünſche der Synode zu 
Sr. Majeſtät, dem Könige gelangen. Der Konflikt zwiſchen Kirche 
und Staat wird immer lediglich vom Staatsminiſterium zum Aus⸗ 
trage gebracht werden; ſein Wille iſt immer entſcheidend. Das iſt 
das Verletzende für die Kirche, für den König. Wollen Sie die Be⸗ 
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20 Pf. t. 1 der 
Tale, Reklanım verhklinihinihig hie, Annan dn 
Expedition zu ſenden und werden für die arz W f 
Tage Morgens 7 Uhr erſcheinende Nummer dinge: 6 
Nachmittag angenommen. 


Kultus niniſter Falk: Ich 5 die dringende Bitte an das 
Haus richten, den Anträgen ihrer Kommiſſion beizutreten und die 
eſtellten Amendements abzulehnen. In Bezug auf den Antrag York 
habe ich den Ausführungen des Regierungskommiſſars nichts hinzu⸗ 
zufügen, zu wiederholen bleibt mir nur, daß der Ausdruck „Rechts⸗ 
ordnung des Staates“ nichts klar macht, ſondern nur verdunkelt. 
Was das Amendement Kleiſt betrifft, ſo kann ich im Anſchluß an 
meine geſtrigen Ausführungen nur nochmals hervorheben, daß es im 
Abgeordnetenhauſe weſentlich zwei Punkte waren, welche den Mit⸗ 
gliedern ihre Zuſtimmung zu dem ganzen Geſetze überhaupt nur mög⸗ 
lich machten, das iſt dieſer Art. 13, ſodann Art. 16, deſſen Wiederher⸗ 
ſtellung Herr Beſeler beantragt, und ich habe die volle Ueberzeugung, 
daß dieſer Standpunkt vom Abgeordnetenhauſe nicht verlaſſen werden 
wird. Ich ſollte daher glauben, daß Sie, meine Herren, alle Urſache 
haben, nicht einer Faſſung den Vorzug zu geben, welche eine 9 
liche Aenderung des Art. 13 enthält, und damit das Zuſtandekommen 
des ganzen Geſetzes auf das jchwerfte, d würde. Ich habe 
allerdings anzuerkennen, daß auch zwiſchen den Vorſchlägen Ihrer 
Kommiſſion und dem Beſchluß des Abgeordnetenhauſes noch Diffe- 
renzen beſtehen. Dieſe ſind aber durchaus nicht ſachlicher Natur, 
ſondern zurückzuführen auf ein größeres Maß von Urbanität, welches 
er Kommiſſion zu eigen war im Vergleich zu den Vorſchlägen des 
Abgeordnetenhauſes; ich meine nämlich Urbanität gegen den Ober⸗ 
kirchenrath. Ich ſelbſt habe damals im ee die Worte 
„darf nicht“ als etwas rauh bezeichnet. Dieſe allein ſind hier beſei⸗ 
tigt, und eine ſolche Differenz ſcheint mir keine zu ſein, an der die 
Annahme des Geſetzes ſcheitern könnte. 
Berichterſtatter v. Goßler: Ich kann nicht zugeben, daß es 
I die Kirche kränkend ſei, wenn man vor der Sanktion ihrer Be⸗ 
chlüſſe durch den König erſt die Erklärung verlangt, daß von Staate- 
wegen Nichts dagegen zu erinnern ſei. Herr v. Kleiſt ſteht offenbar 
in ſeinem Urtheile auf einem von dem meinigen ganz verſchiedenen 
Standpunkte zu dem Begriffe der „Kirche“. Das Amendement Vork 
bringt keine größere Klarheit, als der Ausdruck „von Staats wegen“. 
Unter Ablehnung der Amendements York und v. Kleiſt wird 
darauf Art. 13 in der Faſſung der Kommiſſion mit erheblicher Ma⸗ 
jorität angenommen. Axt. 15 lautet in der Kommiſſionsfaſſung, ab⸗ 
weichend von den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes: Die königliche 
Verordnung über vorläufige Feſtſtellung des Vertheilungsmaßſtabes 
G14 Abſatz 2) iſt von den Miniſtern der geiſtlichen Angelegenheiten, 
der Finanzen und des Innern gegenzuzeichnen. 


Geheimen; any en der in hatt „bon ini 

ien 0 enheiten, der Finanzen und des Innern“ zu ſetzen? 

gpon . Staatsminiſterium“. Das Haus tritt ohne Debatte dieſem 
ntrage bei. 

Art. 16, der von dem Umfange und den Grenzen des kirchlichen 
Beſteuerungsrechts handelt iſt von der Kommiſſion geſtrichen worden. 
Der Inhalt dieſer weſentlichſten der von der letzteren vorgenomme⸗ 
nen Abänderungen ift bereits in unſerem geſtrigen Berichte über die 
Generaldebatte ausführlich charakteriſirt und enthalten wir uns des⸗ 
halb der Wiedergabe des Wortlauts des Art. 16, deſſen Wiederher⸗ 
tellung in der Faſſung der Abgeordnetenhausbeſchlüſſe Profefjor 
Beſeler beantragt lhak. In dieſem Sinne eie zunächſt Ober⸗ 


Bürgermeiſter Bredt (Barmen), der durch Beiſpiele aus feinen hei⸗ 
miſchen evangeliſchen Gemeinden und an der Höhe der dort erhobe⸗ 
nen kirchlichen Umlagen die 1 einer Schranke des 
Beſteuerungsrechts und einer ſtaatlichen, Oberaufſicht nachzuweiſen 
ſucht. — v. Kleiſt⸗Retz ow verbleibt dabei, die Aufrechterhal⸗ 
tung des Art. 16 ſei ein Mißtrauensvotum gegenüber der evan⸗ 
geliſchen Kirche. Einem Mißbrauch der Beſteuerungsbefugniß ſei hin⸗ 
reichend durch die ſoeben angenommenen Artikel 13 und 14 vorge⸗ 
beugt, da danach das Staatsminiſterium ohnehin den Beſchluß, auf 
Gründ deſſen die Umlagen aufgelegt werden, A und zu prü⸗ 
fen habe. — Kultusminiſter Dr. Falk tritt entſchieden für das 
Amendement ein; die Enthaltſamkeit und das Entgegenkommen, 
welches er dem Abgeordnetenhauſe in der Generaldebatte nachgerühmt, 
beruhten zum größten Theile in dem Vertrauen auf die durch Art. 16 
gezogene Schranke. Mit dem Wegfall derſelben müſſe jede Ausſicht 
ſchwinden, das Geſetz zu Stande zu bringen. — Prof. Dr. Beſeler 
hält ebenfalls die Vorlage ohne den Artikel 16 für unannehmbar, weil 
das uneingeſchränkte Beſteuerungsrecht der Synoden ein Eingriff in 
die Kompetenz der Landesvertretung liege. — Der Referent ſtellt 
angeſichts der Thatſache, daß in der Kommiſſion 5 Mitglieder für und 
5 gegen den Artikel 16 geſtimmt hätten, dem Hauſe die Veſchlußfaſſung 
anheim. Daſſelbe ſtellt den Art. 16 wieder her. 

Die Art. 17—23 werden ohne Debatte genehmigt. In 8 24 war 
der Grundſatz ausgeſprochen, daß den Organen der Landeskirche eine 
Mitwirkung bei Beſetzung der evangeliſch⸗theologiſchen Profeſſuren 
nicht zuſtehe. Die Herrenhaus⸗Kommiſſion hat dieſen Artikel ge⸗ 
ſtrichen, deſſen Wiederherſtellung ah Dr. Befeler mit der 
Modifiakation beantragt hat, ſtakt „Mitwirkung“ ein „Recht der 
Mitwirkung“ zu ſetzen. Der Antragſteller theilt die Befürchtung 
nicht, daß die Staatsbehörden in irgend welcher Weiſe tendenziös bei 
der Anſtellung der theologiſchen Profeſſoren verfahren könnten. Die 
Erfahrung hat das Gegentheil gelehrt, vielmehr ſind ſtets bewährte 
Theologen der allerverſchiedenſten Richtungen berufen worden. So 
wenig wie ein ſtarr orthodoxer Gelehrter eine Gefahr für die kirch⸗ 
liche Lehre ſei, ſo wenig könne er es für gefährlich erachten, wenn 
junge Theologen einen proteſtantenvereinlichen elite hören; wes⸗ 
halb ex auch die jüngſte re des Proteſtantenvereins aus 
abe Munde des Freiherrn von Maltzahn nur ungern vernommen 
habe. pi 

Graf v. Kraſſop bindieirt den Organen der evangeliſchen Kirche 
dasſelbe Recht der Mitwirkung, welches den Biſchöfen bei der Be⸗ 
ſetzung der katholiſchen Profeſſoren eingeräumt ſei und v. Kleitz⸗Retzow 
würde in einem Proteſtantenvereinler auf einem akademiſchen Lehr⸗ 
ſtuhle die größte Ser! r für die Kirche erblicken, wenn die Erfahrung 
nicht bereits gelehrt hätte, daß die ſogen. liberalen Theologen vor lee⸗ 
ren Bänken leſen und unſere Studirenden lieber nach Leipzig und Er⸗ 
langen gehen, ehe ſie ſich entſchließen, die jetzt an die preußiſchen Uni⸗ 
perſttäten berufenen Männer zu * — Graf v. Itzenplitz und Re⸗ 
ferent v. Goßler ſind gegen den Antrag Beſeler, weil en Gegenſtand 
5 nicht in das Geſetz, gehöre. — Der Antrag Beſeler wird abge⸗ 
ehnt, es bleibt daher bei der Streichung des Art. 21. 

In Art. 25, welcher die Fälle aufzählt, in denen die Beſchlüſſe 
der lirchlichen Organe der Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbe⸗ 
hörde bedürfen, hat die Kommiſſion unter Nr. 7 folgende Faſſung be⸗ 
ſchloſſen: 7) bei der Ausſchreibung, Veranſtaltung oder Abhaltung all. 
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e een en außerhalb der Kirchengebäude, welche über den 
0 95 4 Parochialgemeinde hinausgehen, unbeſchadet des Arti⸗ 
. 

In der Faſſung dev Abgeordnetenhausbeſchlüſſe lautet die Nr. 7: 
bei der Ausſchreibung, Veranſtaltung oder Abhaltung von Sammlun⸗ 
gen außerhalb der Kirchengebäude, unbeſchadet des Artikels 10 Nr. 4. 

rof. Beſeler beantragt Wiederherſtellung der Faſſung der 
Abgeordnetenhausbeſchlüſſe; und wird dieſer Antrag, nachdem ihn 
der Regierungs⸗Kommiſſar dringend befürwortet, vom Hauſe an⸗ 
genommen. 

‚Die übrigen Paragraphen des Geſetzes werden nach den Be⸗ 
ſchlüſſen der Kommiſſion angenommen. (Unter dieſen enthält nur 5 28 
eine — nicht prinzipielle — Zuſatzänderung zu der Faſſung der Ab⸗ 

eordnetenhausbeſchlüſſe.) — Sodann wird das ganze Geſetz in der 

eſchloſſenen Faſſung in namentlicher Abſtimmung mit 64 gegen 25 
Stimmen angenommen. 8 

Schließlich beantragt die Kommiſſion folgende Reſolution: das 
Herrenhaus wolle beſchließen, die Erwartung auszuſprechen, daß 
die königliche Staatsregierung mit Rückſicht auf die den Staats⸗ 
kaſſen zufließenden Einnahmen aus früheren Kirchengütern, von der 
neuen Organifation der evangeliſchen Kirche Veranlaſſung nehmen 
werde, derſelben eine entſprechende Dotation zu perſchaffen, und bis 
dahin, Be dies geſchehen, die durch dieſe Organiſation entſtehenden 
Koſten auf den Staatshaushalt zu bringen. 5 

Nachdem der Negierungstommifiar ſich gegen die Reſolution aus⸗ 
Nieden Herr v. Kleiſt ihre Annahme dringend empfohlen, wird 

iejelbe vom Haufe abgelehnt. — Schluß 5 Uhr. Nächſte Sitzung 
Mittwoch 11 Uhr. (Diözeſangeſetz, Eiſenbahnvorlagen, Petitionen.) 


Lokales und Provitzielles. 
Poſen 24. Mai. 


r, Der Lambert'ſche Saal mit ſeiner reichen Ausſchmückung 
zum Jubiläum des Generals v. Kirchbach iſt zum Beſten des Mili⸗ 
tär⸗Frauenvereins einige Tage gegen ein Entree von 25 Pf. zu ſehen. 

$ Diebstähle. Einem Fleiſchermeiſter auf St. Martin wurde 
en Nachmittags ein kleines ſchwarzes langhaaxiges Hündchen ge⸗ 

ohlen. — Einem Reſtaurateur auf der Columbiaſtraße wurde in der 
Nacht vom 22.—23. d. M. ein kleiner weiß und. roth geſtrichener 
Kahn geſtohlen. — Vor einigen Tagen iſt einem hieſigen Goldarbeiter 
8 Laden ein goldener Ring mit zwei kleinen Perlen geſtohlen 
worden. 
r. Im Renz'ſchen Zirkus auf dem Kanonenplatze wird vor⸗ 
ausſichtlich nächſten Dienſtag die erſte Vorſtellung ſtattfinden. An 
br 75 1 5 Ausſtattung des Zirkus wird gegenwärtig eifrig ge— 
arbeitet. ; 

N ee ‚Bor einiger Zeit hat ein Knecht aus 
der Gegend von Buk eine Dienſtmagd in einer derartigen Weiſe ge⸗ 
mißhandelt, daß ſie eine Verſtümmelung davongetragen hat und in 
ſtädtiſche Krankenhaus aufgenommen werden mußte. Der Knecht iſt 
geſtern verhaftet worden. 

— Perſonal⸗ Veränderungen in der Armee. Frhr. von 
Lützow gen. v. Dorgelo, Oberſt⸗Lieut. a. D., zuletzt Kommandeur des 
1. Heſſ. Huſaren⸗Regts. Nr. 13, mit ſeiner Penſion und der Er⸗ 
laubniß zum ferneren Tragen der Uniform des gedachten Regts., zur 
Disp. geſtellt. Dr. Ste cho w, Unterarzt vom Königs⸗Grenadier⸗ 
Regiment (2. Weſtpreuß.) Nr. 7, Dr. Braune, Unterarzt vom 


e Danzig, 22. Mai. (Mar ienhütte.] Die früher einer 
Aktiengeſellſchaft, jetzt zum Strous ber g' ſchen Konkurſe gehörige 
„Marienhütte“ bei Neufahrwaſſer ſoll am 20. Juni im Wege der 
Zwangsvollſtreckung verſteigert werden. 

e Aus Breslau berichtet man der „B. B. Z.“ von der Za h⸗ 
lungseinſtellung des Hauſes G. F. Die Inhaber der für recht 
ſolid und gut fituirt gehaltenen, in Kokonial⸗ und Fettipgaren ar 
beitenden Firma find zwei Brüder, die, wie es jetzt heißt, ſich ſei 
längerer Zeit in finanzieller Bedrängniß befunden haben, dieſen Zu⸗ 
ſtand aber zu verdecken wußten, indem ſie größere Poſten Waaren 
durch die breslauer Agenten auswärtiger Kolonialwagrenhäuſer 
kauften und gegen Kaſſa verkauften. Der den Gläubigern vorgelegte 
Status ſoll 180,000 Thlr. Paſſiva gegen 16,000 Thlr. Aktiva, von 
welchen ein Theil noch ſchwer einziehbar ſein dürfte, aufweiſen und 
die Vorſchläge zu gütlicher Einigung, für welche 15% geboten wurde, 
follen bisher keine Annahme ſeitens der Gläubiger gefunden haben, 
jo daß ein gerichtlicher Konkurs fur unvermeidlich gehalten wird. 
Die Betheiligung des breslauer Platzes iſt im Ganzen eine geringe; 
bauptfächlich nennt man hamburger, bremer und amſterdamer 
Firmen als ſtärker betheiligt. 

en Finanzielle Kalamität in Südrußland. Aus Petersburg 
wird berichtet: Wie bedeutend die finanzielle Kalamität im Süden 
unferes Reiches iſt, beweiſt auch die vor Kurzem getroffene Beſtim⸗ 
mung der Cherſſonſchen Landſchaftsbank, 250 bei ihr verpfändete Güter 
zum Verkauf auszubieten. Auch die Beſſarabiſch⸗Tauriſche Land⸗ 
ſchaftsbank hat in der letzten Zeit 95 Häuſer und 35 Güter ſäumiger 
Schuldner gerichtlich verſteigern laſſen. 

Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Wafner in Poſen. 
Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


Telegraphiſche Na TE 5 


Weft, 21. Mai. In der Sitzung des Subkomites der unga⸗ 
riſchen Delegation für das auswärtige Budget gab Graf Andraſſy 
auf Anfragen über die politiſche Lage, beſonders im Orient, ähnliche 
Aufklärungen wie vor dem Ausſchuß der Reichsrathsdelegation. Er 
fügte hinzu, daß Angeſichts der neueſten Ereigniſſe die Nothwendig⸗ 
keit herangetreten ſei, für die Pazifikation Garantiemodalitäten zu 
finden. Er ſei gegen die Okkupation, weil er Aufrechterhaltung des 
Statusquo und Schaffung beſſerer Zuſtände, ſowie Sicherung der 
benachbarten Gebiete anſtrebe; er möge die Okkupation deshalb nicht, 
weil man nach dem Aufhören derſelben wieder dort ſtände, wo man 
früher geweſen. An einen europäiſchen Kongreß konnte man darum 
nicht denken, weil, wenn die Doktoren einmal beiſammen ſeien, ſich 
leicht noch andere Kranke gemeldet hätten, weil ferner auf dem Kon— 


greſſe aus ganz nebenſächlichen Gründen neue Gruppirungen entſtehen 


Pörſen⸗Telegrumme. 
' (Schlußkurſe.) 
Berlin, den 24. Mai 1876. (Telegr. Agentur.) 
Not. v. 23. 


t. v. 23. 
20 90 Landwirthſchtl. B. A. 61 — 61 — 
4.60) Poſen. Sprit⸗Akt.⸗Geſ. - 


. Stamm-PBrior. 73 70 7 


(n-Mindener E. A. 1017510250) Neichsbank . . - - 154 10,153 75 
Rheiniſche E. A... 117 40 118 25 Disk. Kommand.⸗A. 110 75 111.75 
Hberſchleſiſche E. A. 130 70139 50 Meininger Bank dito. 78 608575 
Oeſtr. Nordweſthahn 214 — 213 — Schleſ. Bankverein 8375 8350 
Kronprinz Rudolf.⸗B. 45 40 45 50 Centralb. f. Ind. u. Hdl. 68 25 68 50 
Oeſterr. Banknoten .169 90,170 --[Redenhütte. ... = —| — — 
Nuſſ.Bod.⸗Kr.⸗Pfobr. 8660) 8660) Dortmunder Union . 625 625 

oln. 5proz.Pfandbr. 77 50 77 75 Königs- u. Laurahütte 58 75 59 60 

of. Provinzial⸗B.⸗A. 9875 e Apr. Pfandbr. 95 — 9480 


ſtdeutſche B.⸗A. .. 87 — 87 — 


Berlin, den 23. Mai 1876. (Telegr. Agentur.) 


Not. v. 23. 


Not. v. 23. 


Weizen höher, Kündig. 12 Noggen 350 0 350 
Mai.. 215 —214 — [Fündig für Spiritus 140000 25000 
Juni⸗Juli 215 — 214 [Fondsbörſe: ſchwach. 

Sept.⸗Okt. . 219 — 218 50 Pr. Staatsſchuldſch. 94 25 94 25 
Noggen höher, Poſ. neue 4% Pföbr. 95 — 91 80 
ai. 162 50159 50[Poſener Rentenbriefe 96 90) 96 90 

Mai⸗Juni 161 501159 —[Franzoſen . 434 501438 50 

163 501161 —Lombarden 124 501125 50 


Sept.⸗Okt. 
w höher, 1860er Looſe . 


. 65 90 65 301%talienev l 

Sept.⸗Okt. 61 90, 64 50 Amerikaner . . 99 90100 —- 
Spiritus höher, Oeſterreich. Kredit. 223 50226 50 
9. 49 80 49 50 Türken e 10 80 
Mai⸗Inni 50 --| 49 20Töproz. Rumanier . 19 50 19 75 
Juni⸗Juli 50 — 49 20 e en fandbr. 68 60 68 75 
Aug.⸗Sep 51 60 50 700Ruſſiſche Banknoten 268 40,269 — 
Safer, Oeſterr. Silberrente 58 —| 58 80 

i 166 501165 —Galizier Eiſenbahn 80 50 81 — 


Mari’: . 
Nachbörſe: Franzoſen 435,50, Kredit 224,00, Lombarden 127,00. 


Stettin, den 24. Mai 1876. (Telegr. Agentur.) 


a 5 Not. v. 28. Näpdl feft Not v. 23. 

eizen feſt, Nüböl feſt, 

Piat Jun 2 50212 Mai 66 1 65 75 
Juni⸗Juſi. 214 - 213 — Sept.⸗Okt. 63 50 63 50 
Sept.⸗Okt. 217 50216 — Spiritus feſt, 

Roggen feſt, N 49 50 49 50 
Mali 153 50151 —-] Mai⸗Juni 49 40 49 — 
Mai⸗Juni . 152 50151 —] Juni⸗Juli 49 40 2 —— 


Sept. Ol.. .. 186 50154 ] Juli⸗Auguſt . „ 50 30 
Hafer, Mai⸗Juni 167 — 167 — Petroleum, Herbſt 12 10 12 — 


Rörſe zu Paſen. 
Poſen, den 24. Mai 1876. Amtlicher Börſenbericht.] 


Roggen. Gelündigt — Ctr. Kündigungspreis 156 Mk. per 
Mai 150 0 Mai- Juni 156, Juni⸗Juli 156, Juli⸗Auguſt 157, Auguſt⸗ 
Sept. 158, Herbſt 159. . FR 5 

Spiritus (mit Faß). Gelündigt — Liter, Kündigungsgreis 4,0. 
per Mai 47,50, Juni,. 47,70, Juli 48,30, Auguſt 49, Sept. 49,40, 
Oktbr. 49. Loko⸗ Spiritus (ohne Faß) 46,50 M. 


Poſen, den 4. Mai 1876. (Börſenbericht. Wetter: bewölkt. 

Roggen ſtill. Gekündigt — Ctr. Kündigungspreis —. per Mai, 
Main u. Juni⸗Juli 158 G., Juli⸗Auguſt 158. G., Auguſt⸗Sept. 
158 B., 160 G., Herbſt —. : ir j 8 

Spiritus feſt. Gekündigt — Liter. Kündigungspreis —, per Mai 
47,60 bz. u. G., Juni 47,80 G., Juli 48,40 bz., D. u. G., Auguſt 49— 
49,10 bz., B. u. G., Sept. 49,40 bz., Oktbr. 48,90 B. Loko obne 
Faß —. 


Poſen, den 24 Mai 1876 


Pro 50 Kilogramm 
3 mittlere ordinäre 
gare. 


a 55 Waare. Waare. 

— 2 I E. Pf.. Ml. P. W. PE 
Weizen n 90 f e 
Roggen 8 5 5 8 50 e 
Gelſte 8 2 8 7 60 7 7580 7 700 
5 0 : 5 9 50 8 80 8 00 

artoffeln N 9110 17500 0 90 


Die Marktkomiſſſion. 
Dayurchſchuitts⸗Marktpreiſe 
nach Ermittelung der Königlichen Polizei- Direktion. 
Poſen, den 24. Mai 1876. 


pro 100 Kilogramm. 


Gegenſtand. tie mittl. ee Mitte. 


Waare. 
N. N. Bi. W. Pf. M. P. 


f höchſter 
Weizen niedrigiter . 5 — eh 


E 
| 
| 


höchſter 16 5016 18 
R engen} 9 : 55 = 15 14 | 50 | 
8 öchſter 5 7 — 50 „%, 
Gerſte ( niehligſter :. 15 | wu 14 5 1 0 
öchſter . . 18 5 
Safer | ae: 18150118 17 30 18 11 
Andere Artikel. 
— . EäEne aa On ame EEE 
höchſter 1 Mitte. 
M. Pi... f.. M. Pf. 
Richt- pr. 100 Kilog]] 8 — 775 7 88 
Stroh n do. En | a We Wa 
Heu 8 A do. 8 — 7 501 7 75 
Erbſen do. 18 — 116 75 17 38 
Linſen do. e 
Bohnen . A je o 
Kartoffeln ENDE 2 2 = 12121610 
Nindfleiſch pro 1 Kilog. 
Su fleisch. e 35 1 201 = Ka 0 
auchflei o. — 1 — — 
Schweineflei ch do. 1/1491 1 20 1 30 
Hammelfleiſ do. 1 — [80 — 80 
Kalbfleiſch do. 1 10 — 80 — 95 
Butter do. s 
Eier pro Schock] 2 — 1 - — 2 — 


Produkten⸗Rörle. 
Magdeburg, 22. Mai. Weizen 180-230 M., Roggen 166-183, 
Gerſte 180-215, Hafer 180—195 pro 1000 Kilogr. 8 
Marktpreiſe in Breslau am 23. Mai 1876. 
Pro 100 Kilogramm 
were, mittlere leichte Waare 
sie 19188 1 . 5 25 
. drigſt.] ſter. drigſt. 
Met d N P. N. P Pf 
21 70 20 80118 60 17° 


Weizen, weißer 
dito gelber 


Roggen 17 — 16 70 15 80 15 50115 — 14 70 
Gerſte 17 — 16 30115 4014 6013 3 — 
Hafer 19 4018 9018 3017 60117 3016 70 
Erbſen 20 50119 4019 — 18 — [17 5015 80 


Verlag von W. Deder u. Comp. (G. Möftel) in Poſen 


WMarktbericht der kaufmänniſchen Bereinigung. 


konnten, was nur Mißverſtändniſſe und vielleicht auch Kolliſionen 
veranlaßt hätte. Die Initiative zu der berliner Konferenz ging von 
Rußland aus; in Berlin wurde Angeſichts des aktuellen Standes der 
Dinge vollſtändige Einigung erzielt und damit hoffentlich der Frieden 
Europas nach menſchlicher Berechnung dauernder geſichert! Hierauf 
votirte das Subkomite dem Grafen Andraſſy einhellig ihr volles 
Vertrauen. 

Konſtantinopel, 24. Mai. Das Bureau „Havas-Reuter“ mel⸗ 
det, die Vorſchläge der Nordmächte ſeien der Pforte zunächſt offizibs 
mitgetheilt; letztere iſt mit der Prüfung der Vorſchläge beſchäftigt. 

Alexandrien, 24. Mai. Der hieſige Appellhof erklärte ſich in 
dem Prozeſſe gegen die Dairaverwaltung für kompetent und beſtätigte 
das erſtinſtanzliche Urtheil, welches die Beklagte zur Zahlung der 
Dairabons verurtheilt. 


Fremde 


Aungekommene 
24. Mai. 


Mylius' Hotel de Dresde. Die Rittergutsbeſitze 
Sander Chareice, Rittmeiſter v. Treskow a. Wierzonſg, ftmeifter 
v. Treskow g. Radojewo, Dir, Lehmann a. Nitſche, Poncet a. Alt⸗ 
Tomiſchel, Schneider und Familie a. Proczyn, die Rittmeiſter Poncet 
a. Berlin und » Treu a. Liſſa, Yandratb v. Jachwitz g. Glogau, 
r.⸗Lieutenant v. Tempelhoff a. Berlin, Rittergutsbeſitzer Mathes a. 
Jankowice, die Kaufleute Thetard a. Dresden, Kuttner a. Elberfeld, 
Hönke g. Kiel, Mayer a. Frankfurt a. M., Balles a. Zürich, Adler 
a. St. Gallen, Lau, Ehrmann, Lippmann, Friedmann und Fricke a 
Berlin, Reuter, Fiedler und Quandt a. Breslau. 3 
Stern's Hotel de l'Europe. Stabsarzt Hellwi 
min, die Baumeiſter Röder a. Gneſen und Stein 2 Gelben SR 
9 RR a 1 1 
Kuzner und Frau a. Luſzkowo und v. Treskow a. Chludowo, Theater⸗ 
Direktor Terenkoezy a. Kaliſch, Vicar Nalecz a. Schrimm, $ 
Frank a. Breslau, Poſtſekretär Radke 5 Dahlen. ee ee 
Hotel de Berlin. Die Gutsbeſitzer Scheliski a. Chocieczki 
Oſenfabritant 8 1 je 1 5 . Herold . ee 
abrikan anck und Fabrikan epner a. Görli 
Wai Bone 1 3 p Görlitz, Kaufmann 
„Tilsner's Hote arni (Nachfolger Vo 
Rittergutsbeſitzer v. Skorzewski a. Komorza, Landwielh eu 
a. Gneſen, Bildhauer Joachim a. Liegnitz, die Kaufleute Teuber a 
und Pi ene Vaslin dh 4 Bol Salomon g. Zockwitz 
und Pigloſiewiez a. Berlin, Fräul. Cohn und ſe 
ſitzko, Frau Cohn und Familie a. Czarnikau. „ 
Scharffenbergs Hotel. Die Kau i 
Rachwalsky, Kunz, Schweitzer, Pulvermacher, Müller ee 
und Leiner a. Berlin, Kreyn a. Pudewitz, Auerbach a. Breslau 
Mochmann a. Neutomiſchel, Ullbrich a. Annaberg i. Sachfen Wettké 
a. Stettin und Biedermann a, Kitzingen a. Main, Fabritant' Seifert 
d. i e Schultz a. Berlin, Frau Köhler a. Dresden 
Keilers Hotel. Die Kaufleute Hartenheim, ( ö 
ace 990 a 1 0 8 Milter 7 5 an 
Tradelius aus? enberg, Beerw Schubi iſer zy⸗ 
linowko, Holländer aus ar: ee 


Mapskuchen gut er o 50 Kilo, ſchleſſche 7.407,00 9 
September⸗ Oktober 7,30 7,50 ME. „ 
1 1 5 1 1 2 55 Kilo 9,10 9,70 M. 
pinen unverändert, i — 
10-1150 Mark 5 pro 100 Kilo, gelbe 1011,50 Mk., blaue 
Thymoths nominell, pro 50 Kilogr. 36—39—42 Mk. 


Heu 4.404,80 Ml. 1755 50 Kilggr. * 
hier Rog enſtroh 3040 k. pro Schock a 000 Kilogr. 
er Kündigr a drei Me 170 05 5 Nai: 9 150 
„Gerſte —, Hafer 178, 80 ib 
Spiritus 48,3048 M. n wer 8.81 
Bromberg 23. Mai. (Bericht von A. i 

190-213 Mk. — Roggen 151159 Mek. en e 
Futter- 158. 107 Pik. — Gerſte, große 147.106, Heine 147185 Mk. 
Neulich . Mk. (Alles per 1000 Kilo nach Qualität u. Effektiv⸗ 


[Privatbericht.] Spiritus 49 Mk. per 100 Liter à 100 pCt. 


Strombericht. 
(Aus dem Sekretariat der Handelskammer.) 
Schwerin a. d. Warthe. 


20. Mai: 14 Flöße, Ludwig Skrzypezak mit Rundhölzer i 
; g. Skrzypezak mit‘ hölzer von 
nach Glietzen; 25 Flöße, Jacob Cichidi ne ee 
Sieragoz nach Gliegen; Kahn 2525, Wilhelm Grünberger mit 
verſchied. Gütern von Magdeburg nach Poſen; Kahn 546 
90 a air a von Berlin’ nach Poſen 3 
ahn 7254, Friedrich Peters mit verſchie ü 
Sri e 115 ſchiedenen Gütern von 
25 Flöße, Anton Szabelski mit Nundhölzer vo i 
nach Glietzen; 21 Flöße, Adolph Specznit mit Re 
und Schwellen von Sieradz nach Pieritz; 19 Flöße, Martin 
Jankowski mit Rundhölzer und Balken von Konin nach 
Glietzen; Kahn 2354, Johann Appelt mit verſchied. Gütern. 
von Magdeburg nach Poſen; Kahn 69, Ferdinand Schrngutt 


21. Mai: 


mit Salz von Schönebeck nach Zirke; hu 10 N 
Eruſt mit Nutzhol von. Orlefen an Pie er 
8 0 Ferdinand Zill, mit Kartoffeln von Lauske nach Lands⸗ 
5590 2 5 5 2466, Carl Ernſt mit Spiritus von Birnbaum 


Mühlen -Etabliſſement zu Promberg. 
Preis- Courant. 
(Ohne Verbindlichkeit.) 


pro 50 Kur = 10 Bp. e pro 5085 = 100 Po. MER. 
Weizenmehl Nr. 1 18 201 Fuftermehl!l!! J 6 20 
" " 2 15 80 leite 0.0. 5 40 
„ 1 Gerſten⸗Graupe Nr. 128 — 
Futtermehl A 71 „ „ 220 — 
Nee nn Ken 5 20 „ 1. „ . 
Roggenmehl Nr. 1. 12 80 „ Grütze Nr. 1 16 — 
„ * 3 6 00 77 „ „ 2 14 40 
5 Me „ Lochmehl“ 8 20 
Gemengtmehl (hausbacken) | 11 20 „ Futter 5 
Schebt : es Be: 


2 Prozent Rabatt werden vergütet bei Abnahme von: 
Weizen- und Roggen⸗Fabrikaten, von 30 Ztrn. Werten, Bf bene 
und von 10 Ztrn. e Grützen und Kochmehl. 5 
Die zur Verpackung erforderlichen Säcke ſind entw 
einzuſenden, oder es werden neue Säcke verwendet, die 15 Bi 1 
preiſe berechnet, indeß nicht wieder zurückgenommen werden 
Bromberg, den 22. Mai 1876. 4 


Mühlen⸗Adminiſtration zu Bromberg. 
1 Penzel. 


—— een 
———— jmͤ4 


Die Rittergutsbeſitzer von 


en 24. Mai: Roggen 159 Mark, woe N 
> E, 
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a Ei 


